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Liebe Freundinnen und Freunde, 

das neu beschlossene Wahlrecht ist undemokratisch 

und einseitig. Mit der Mehrheit der Ampel wurde im 

Bundestag ein Wahlrecht beschlossen, das ein 

Vorschlag der AFD war und den Deutschen Bundestag 

von den Bürgerinnen und Bürgern wegrückt. Soviel 

zum Thema „Brandmauer“. Direkt gewählte 

Abgeordnete schaffen es damit künftig nicht mehr 

sicher in den Bundestag. Bei einem Versuch der 

Übertragung aktueller Umfrageergebnisse auf den 

aktuellen Bundestrend, hat die Plattform election.de 

ausgewertet, dass 22 Direktmandate nicht vergeben 

werden würden. Davon 50% an die CDU. Die SPD 

müsste 2 Direktmandate abgeben und für die Grünen 

würde sich nichts verändern. Zu den elf nicht 

zugeteilten Direktmandaten an die Union könnten 

durch die fehlende Grundmandatsklausel bis zu 46 

weitere Wahlkreise der CSU in Bayern kommen, die 

nicht zugeteilt werden könnten. Dies sind 57 Mandate!  

Das ist grundfalsch, gewählt ist damit nicht mehr 

gewählt, und das in einer Demokratie! Die 

Wählerstimmen in den Wahlkreisen müssen zählen. 

Das ist Betrug an den Wählerinnen und Wählern. 

Deshalb ist klar, dass sich das 

Bundesverfassungsgericht damit zu befassen hat.  
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| Aus dem Landkreis | 

Trauer um Ernst Behringer 

 

 

Die Nachricht vom Tod unseres Parteifreundes Ernst 

Behringer erfüllt uns mit tiefer Trauer. Mit ihm verliert 

die CDU Baden-Württemberg einen großartigen 

Politiker und liebevollen Menschen. Als langjähriger 

CDU-Kreisvorsitzender, Kommunalpolitiker und 

Landtagsabgeordneter für den Wahlkreis 

Sigmaringen hat er unser Land über Jahrzehnte 

geprägt. Ernst Behringer war nah bei den Menschen 

– er hat zugehört, war vor Ort unterwegs, war 

jederzeit ansprechbar und hat sich um die Belange 

der Bürgerinnen und Bürger gekümmert. So hat er 

sich als Abgeordneter auch aus voller Überzeugung 

im Petitionsausschuss für die Anliegen der 

Menschen stark gemacht. In unserer CDU war Ernst 

Behringer immer einer, der den Nachwuchs und 

junge Talente gefördert hat. Wir werden Ernst 

Behringer ein ehrendes Andenken bewahren. 

Unsere Gedanken sind in dieser schweren Zeit bei  

 

 

seiner Familie. Ihnen gilt unser tiefes Mitgefühl und 

unsere Anteilnahme. 

Unter großer Beteiligung der Bevölkerung aus 

Landkreis und Stadt Sigmaringen nahmen wir 

Abschied vom Ehrenbürger und MdL a.D. Ernst 

Behringer. Auch viele Vertreter aus Politik und 

Verwaltung waren anwesend. So auch Alt-

Ministerpräsident Erwin Teufel und der 

stellvertretende Ministerpräsident und Minister für 

Inneres und Digitalisierung Thomas Strobl. Ernst 

Behringer war für die Menschen da. 

 

 

| Aus dem Landkreis | 

Nistkastenaktion in Marbach und 
Sigmaringen 

 



 
  
 
 
 
 
 

 

Am World Wildlife Day, dem Internationalen Tag 

des Artenschutzes 2023, besuchte der 

Sigmaringer Landtagsabgeordnete Klaus Burger 

(CDU) den Kindergarten Sternschnuppe in 

Herbertingen-Marbach und das Kinderhaus 

Maria Theresia in Sigmaringen. Burger, der auch 

der Vorsitzende des Arbeitskreises Ernährung, 

ländlicher Raum und Verbraucherschutz ist, 

verknüpfte den Besuch mit der Nistkastenaktion 

der CDU-Landtagsfraktion. 

Im Gespräch erinnerte er an die weltweit über 

9.000 gefährdeten Arten, von denen einige ihre 

Heimat in Mitteleuropa haben. Klaus Burger 

betonte: „Es nützt nichts, im Rahmen eines 

Gedenktages, der schon seit 50 Jahren besteht, 

nur an die Probleme zu erinnern. Es muss auch 

etwas getan werden.“ Um gleich an Ort und 

Stelle damit zu beginnen, hatte der Abgeordnete 

zwei Nisthilfen zur Förderung gefährdeter 

Vogelarten im Gepäck. 

Bevor die Nistkästen gemeinsam an geeigneten 

Stellen angebracht wurden, nahm Klaus Burger 

die Kinder mit auf einen kleinen Ausflug in die 

heimische Vogelwelt. Durchaus auch mit einem 

Hintergedanken. „Wenn man Tiere und Pflanzen 

kennt, sie schätzt und um ihre Gefährdung weiß, 

dann setzt man sich nochmal anders für ihren 

Schutz ein“, ist er sich sicher.  

Mit Hilfe verschiedenen Materialien stellte der 

Abgeordnete mehrere in der Region 

beheimatete Stand- und Zugvögel vor und 

beschrieb ihre Lebensweise. Die Kinder lernten,  

 

 

wie eine Nisthilfe aussehen sollte und welche 

Anforderungen sie erfüllen muss, damit sie von 

den Brutpaaren angenommen wird. Auch warum 

Nistkästen jährlich gereinigt werden sollten, 

wurde erläutert.  

 

Sowohl im Kindergarten Sternschnuppe als 

auch im Kinderhaus Maria Theresia waren die 

Kinder mit großem Interesse bei der Sache. 

Gemeinsam wurde das Lied „Alle Vögel sind 

schon da“ gesungen. Anschließend ging es 

zusammen mit Anika Münch, der Leiterin des 

Kindergartens Sternschnuppe, 

beziehungsweise Daniel Hahn, dem 

stellvertretenden Direktor des Hauses Nazareth, 

auf die Suche nach einem passenden Baum. 

Zum Abschluss gab es noch eine Kleinigkeit für 

alle als Dank für das tolle Mitmachen bei der 

Aktion. 



 
  
 
 
 
 
 

 

| Aus dem Landkreis | 

Land erhöht Fördermittel für die 

Modernisierung der Ablachhalle in Mengen 

um 531.500 Euro 

 

Die Stadt Mengen erhält eine 

Finanzhilfeerhöhung in Höhe von 531.500 Euro 

für das städtebauliche Einzelvorhaben 

Modernisierung der Ablachhalle im Erneue-

rungsgebiet Innenstadt. Dies teilt der 

Sigmaringer Landtagsabgeordnete Klaus Bur-

ger (CDU) mit. Insgesamt erhöht das Land aus 

dem Investitionspakt Soziale Integration im 

Quartier (SIQ) die Mittel für 16 Kommunen. „Ich 

freue mich sehr, dass Bund und Land die 

Kommunen dabei unterstützen, Orte der 

Integration und des Zusammenhalts zu 

schaffen. Diese brauchen wir dringender denn 

je“, so Klaus Burger. Das Ministerium für 

Landesentwicklung und Wohnen stellt im 

Rahmen des Bund-Länder-Investitionspakts 

Soziale Integration im Quartier weitere 4,29 

Millionen Euro für die Sanierung öffentlicher 

sozialer Infrastruktur zur Verfügung. „Wir 

erleben der-zeit, dass die Baukosten überall 

steigen. Handwerker- und Baustoffmangel  

 

treffen Städte und Gemeinden. Deswegen ist es 

so wichtig, dass wir die Kommunen mit dem 

Einsatz weiterer Mittel bei der Umsetzung dieser 

wichtigen Bauvorhaben zusätzlich unterstützen“, 

so Burger, der auch Mitglied im zuständigen 

Ausschuss für Landesentwicklung und Wohnen 

des baden-württembergischen Landtags ist. 

„Besonders freut es mich natürlich, dass auch 

die Stadt Mengen mit der Modernisierung der 

Ablachhalle bei der Bewilligung zum Zug 

gekommen ist.“ Seit Beginn des 

Investitionspakts als Sonderprogramm der 

Städtebauförderung im Jahr 2017 wurden 150 

Vorhaben in 128 Kommunen von Bund und Land 

mit insgesamt 129,88 Millionen Euro unterstützt. 

Da der Investitionspakt des Bundes nicht 

fortgesetzt wird, hat der Landtag von Baden-

Württemberg im Rahmen der 

Haushaltsberatungen nun auch Finanzhilfen für 

einen landeseigenen Investitionspakt zur 

Verfügung gestellt, der in den kommenden 

Wochen ausgeschrieben werden wird. 

 

| Aus dem Landkreis | 

Straßensanierungsprogramm 2023: 

Verbesserungen auch im Landkreis  

 



 
  
 
 
 
 
 

 

Das baden-württembergische 

Verkehrsministerium hat Anfang März das 

Sanierungsprogramm 2023 für die 

Straßeninfrastruktur vorgestellt. Für den Erhalt 

des Bundes- und Landesstraßennetzes 

investiert das Land Baden-Württemberg mehr 

als 400 Millionen Euro in laufende und neue 

Erhaltungsmaßnahmen. Auch im Landkreis 

Sigmaringen gibt es einige wichtige 

Maßnahmen, die nun in Angriff genommen 

werde. Dies teilt der Sigmaringer 

Landtagsabgeordnete Klaus Burger (CDU) mit. 

Im Landkreis Sigmaringen sind dies konkret: Die 

Fahrbahndeckenerneuerung der B 32 zwischen 

Schwarzenbach und Haid (Sigmaringen / 

Ravensburg) auf einer Länge von 1,96 km, die 

Fahrbahndeckenerneuerung der B 32 zwischen 

Mengen und Hundersingen auf einer Länge von 

4,9 km, die Fahrbahndeckenerneuerung B 32 

Nollhof-Sigmaringen mit einer Baulänge von 2,2 

km und die Fahrbahndeckenerneuerung B 32 

zwischen Veringenstadt und Veringendorf auf 

einer Länge von 3,14 km. Zudem steht die 

Felssicherung an der L 277 Maria-Trost Beuron 

auf der Agenda.  

„Mit diesen zielgerichteten Investitionen erhalten 

wir unser Landeseigentum und gewährleisten, 

dass auch in Zukunft unsere Straßen, Brücken, 

Radwege und Böschungen in einem guten 

Zustand sind. Wir brauchen gerade auch bei uns 

ein leistungsfähiges Straßennetz und ich bin 

froh, dass die Sanierung der Verkehrswege, die 

die Lebensadern in unserem Land sind, auch im  

 

 

Jahr 2023 an den Bundes- und Landesstraßen 

weiterläuft“, sagt Burger. Landesweit werden in 

diesem Jahr rund 120 Projekte im Bundes- 

sowie 130 Projekte um Landesstraßennetz auf 

den Weg gebracht. Das Programm umfasst eine 

Vielzahl an Erhaltungsmaßnahmen an 

Fahrbahnen beziehungsweise 

Fahrbahndecken. Im Bundesstraßennetz 

erstrecken sich diese auf eine Gesamtlänge von 

rund 200 Kilometer, im Landesstraßennetz 

ebenfalls auf rund 220 Kilometer. Darüber 

hinaus wird die Sanierung von knapp 30 

Kilometern Radweg in der Baulast des Bundes 

bzw. des Landes angegangen. Auch sind im 

Sanierungsprogramm 2023 rund 120 

Erhaltungsmaßnahmen an Bauwerken – vor 

allem an Brücken und Stützwänden – enthalten. 

Das Land investiert rund 165 Millionen Euro in 

den Erhalt der Landesstraßen, der Bund stellt für 

die Erhaltung der Bundesstraßen in Baden-

Württemberg im Jahr 2023 insgesamt 236 

Millionen Euro zur Verfügung. 

 

| Aus dem Landkreis | 

Denkmalförderung 2023 freigegeben  

 

 



 
  
 
 
 
 
 

 

Sigmaringen – Das Ministerium für 

Landesentwicklung und Wohnen hat zum Erhalt 

und zur Sanierung von 52 Kulturdenkmalen im 

Land rund 6,1 Millionen an Fördermitteln 

freigegeben. 

Dazu sagt der Sigmaringer 

Landtagsabgeordnete Klaus Burger (CDU): „Ich 

freue mich sehr, dass auch die Maßnahme 

Außensanierung der Doppeltoranlage Am 

Oberen Tor 1 in Pfullendorf, dem 

Beobachtungsturm, Vortor mit zwei Rundtürmen 

und Torhaus mit einer Fördersumme in Höhe 

von 325.190 Euro von der Denkmalförderung 

profitieren wird. Auch in Zukunft wollen wir 

eindrucksvolle Bauwerke der Vergangenheit 

bewundern dürfen. Die Unterstützung des 

Landes zum Erhalt der Denkmäler trägt dazu 

ganz wesentlich bei.“  

Der CDU-Landtagsfraktion sei die vielfältige 

Kulturlandschaft Baden-Württembergs mit ihren 

zahlreichen Kulturdenkmalen wichtig. 

„Deswegen haben wir uns in den 

zurückliegenden Haushaltsberatungen aktiv 

dafür eingesetzt, Kulturdenkmale zu erhalten 

und fit für die Zukunft zu machen. So werden 

neben der etablierten Denkmalförderung, auf 

Initiative der CDU-Landtagsfraktion, in den 

Jahren 2023 und 2024 jeweils 100.000 Euro für 

das Ehrenamt in der Denkmalpflege zur 

Verfügung gestellt“, sagt Klaus Burger, der auch 

Mitglied im Ausschuss für Landesentwicklung 

und Wohnen ist.  

 

 

Hintergrund:  

Als eines von nur wenigen Ländern unterstützt 

Baden-Württemberg seit über 40 Jahren 

Denkmaleigentümerinnen und -eigentümer beim 

Erhalt ihrer Denkmale. Im Rahmen der zur 

Verfügung stehenden Haushaltsmittel können 

private Antragstellerinnen und Antragsteller für 

Maßnahmen an ihrem Kulturdenkmal eine 

Förderung von 50 Prozent bei spezifisch 

denkmalbezogenen Aufwendungen erhalten, 

Kirchen und Kommunen 33 Prozent. Ein 

Rechtsanspruch auf Gewährung einer 

Förderung besteht nicht. Das Ministerium für 

Landesentwicklung und Wohnen entscheidet 

über die Aufstellung des Förderprogramms und 

die zu fördernden Maßnahmen. Finanziert wird 

das Denkmalförderprogramm aus 

Landesmitteln, die der Landtag Baden-

Württemberg beschlossen hat. Der 

überwiegende Anteil der Fördermittel stammt 

aus den Erlösen der Staatlichen Toto-Lotto 

GmbH Baden-Württemberg. 

Anträge auf Förderung aus 

Landesdenkmalmitteln können landesweit an 

das Landesamt für Denkmalpflege im 

Regierungspräsidium Stuttgart gerichtet werden. 

Darüber hinaus ist der Erhalt von Bau- und 

Kulturdenkmalen unter bestimmten 

Voraussetzungen auch steuerlich begünstigt. 

Weitere Informationen finden Sie unter 

www.denkmalpflege-bw.de 

 



 
  
 
 
 
 
 

 

| Aus dem Landkreis | 

Förderprogramm 2023 „Wasserwirtschaft“ 

Fünf Projekte aus dem Landkreis 

Sigmaringen erhalten eine Förderung  

 

„Ich freue mich, dass fünf Projekte aus dem 

Landkreis Sigmaringen vom Land im Rahmen 

der Wasserwirtschaftsförderung Zuschüsse in 

Höhe von insgesamt über 4,9 Millionen Euro 

erhalten“, sagte der CDU-Landtagsabgeordnete 

Klaus Burger anlässlich der heutigen 

Bekanntgabe der Förderentscheidungen. „Dies 

insbesondere, weil Wasser, Trockenheit und 

Klima zum zentralen Thema geworden sind.“ Im 

Einzelnen werden gefördert: Aus dem 

Förderprogramm Wasserbau und 

Gewässerökologie: 

 41.800 Euro für das Starkregenrisikomanagement 

auf dem Gemeindegebiet Hohentengen 

 99.100 Euro für das Starkregenrisikomanagement 

auf dem Gemeindegebiet Pfullendorf  

Aus dem Förderprogramm Abwasserbeseitigung:  

 519.400 Euro für den Anschluss des Ortsteils 

Litzelbach an die Sammelkläranlage Pfullendorf 

sowie die Sanierung Regenwasserkanal und 

Neubau Regenwasserbehandlung  

 

 3.583.900 Euro Kostenanteil Meßkirch an der 4. 

Reinigungsstufe mit Tuchfilter und granulierter 

Aktivkohle auf der Kläranlage Meßkirch 

 684.800 Euro Kostenanteil Leibertingen an der 4. 

Reinigungsstufe mit Tuchfilter und granulierter 

Aktivkohle auf der Kläranlage Meßkirch 

Das Förderprogramm „Wasserwirtschaft“ 

unterstützt unter anderem Investitionen zur 

Verbesserung der Wasserqualität, der 

Gewässerökologie und des 

Hochwasserschutzes. Insgesamt stellt das 

Umweltministerium den Städten und Gemeinden 

in Baden-Württemberg im Jahr 2023 im Rahmen 

des Förderprogramms 176 Millionen Euro zur 

Verfügung. In diesem Jahr fließen über 87,5 

Millionen Euro in Maßnahmen im 

Abwasserbereich. Mit fast 45 Millionen Euro 

werden Maßnahmen für den Hochwasserschutz 

und die Gewässerökologie bezuschusst. Für die 

Wasserversorgung sind fast 43,7 Millionen Euro 

vorgesehen.  

„Immer häufiger auftretende 

Extremwetterereignisse stellen die 

Wasserversorgung und unsere Gewässer vor 

große Herausforderungen. Daher sind 

Investitionen in diese Bereiche besonders 

wichtig und dienen dem Schutz unserer Umwelt 

sowie unserer Infrastruktur“, so Klaus Burger  

Hinweis: 

Die im „Förderprogramm 2023 gemäß der 

Förderrichtlinie Wasserwirtschaft“ enthaltenen 

Maßnahmen sind von den Kommunen 

beabsichtigt, aber noch nicht bewilligt. Die 

endgültige Förderung der einzelnen  



 
  
 
 
 
 
 

 

Maßnahmen erfolgt durch separate 

Bewilligungsbescheide. 

 

| Aus dem Landkreis | 

Tag der Einwohner in Hettingen 

 

Beim „Tag der Einwohner“ in Hettingen gab es 

viele schöne Begegnungen. Bürgermeisterin 

Kuster hat ganz bewusst die Bürgerinnen und 

Bürger an diesem Tag in den Mittelpunkt gestellt. 

Die Wertschätzung des Ehrenamtes und des 

großen Engagements der Hettinger und 

Inneringer standen auch im Fokus meines 

Grußwortes. Über die Jahre ist mit der Stadt 

Hettingen eine verlässliche Zusammenarbeit 

entstanden. Bürgermeisterin Kuster gestaltet mit 

ihrem Gemeinderat immer gute Lösungen für 

ihre Stadt. Ich versuche, sie dabei zu 

unterstützen – sei es beim Kindergarten oder 

auch mit ELR-Mitteln für die Innenentwicklung.  

 

In Hettingen gibt es viele, die sich ehrenamtlich 

in kulturellen, sportlichen, sozialen Projekten 

einsetzen. Auch das Brauchtum hat einen 

großen Stellenwert und besonders die 

Narrenburg ist mir ans Herz gewachsen. Ich 

freue mich bereits auf den nächsten Besuch in 

Hettingen, wenn wir am 12. Mai bei der 

Eröffnung „Benevit Leben Plus“ gemeinsam mit 

Kaspar Pfister ein Projekt einweihen, das im 

Herzen der Stadt Platz für pflegebedürftige 

Menschen bieten wird. Gratulieren konnte ich an 

diesem Nachmittag zudem Herrn Gerhard Flöß, 

der für seine herausragenden ehrenamtlichen 

Verdienste die Ehrennadel des Landes Baden-

Württemberg erhalten hat, eine Auszeichnung 

die Lothar Späth im Jahre 1982 gestiftet hat und 

die seitdem vom Ministerpräsidenten als Dank 

und Anerkennung für Bürger des Landes 

verliehen wird.  

 

 

  | Aus dem Arbeitskreis | 

Fachgespräch Waldnutzung - Waldumbau hat 

viele Facetten 

 



 
  
 
 
 
 
 

 

Fast 40% von Baden-Württemberg sind mit Wald 

bedeckt, nahezu die Hälfte davon weist deutliche 

Schäden auf. Doch mit einfachen Lösungen ist es 

nicht getan, wie beim gemeinsamen Fachgespräch 

der Arbeitskreise Landesentwicklung und Wohnen 

sowie ländlicher Raum schnell deutlich wurde. 

Ein zukunftsfester Wald benötigt mehr als 

Totholzkonzepte. Ein höherer Laubholzanteil stärkt 

die Klimaresilienz unserer Wälder. Gleichzeitig sind 

aber mehr als 90% der heute von Industrie und 

Handwerk nachgefragten Hölzer Nadelholz.  

Raimund Friderichs vom Forstbetrieb Fürst 

Hohenzollern verwies darauf, dass die immer 

umfangreichere Ausweisung von Refugialflächen für 

den Artenschutz kontraproduktiv ist. Im 

Umkehrschluss bedeuten weniger bewirtschaftete 

Wälder eine geringere Entnahme von Holz z.B. für 

den Bau oder die Möbelindustrie, wo das CO2 

Jahrzehnte, wenn nicht Jahrhunderte dem Kreislauf 

entzogen ist. Überlässt man die Wälder sich selbst, 

entfällt ihre Leistung als CO2-Senke, und der 

dadurch beschleunigte Temperaturanstieg, 

gefährdet erst recht die Biodiversität. 

Diese und andere Zielkonflikte müssen offen 

diskutiert werden. Angesichts der gewaltigen 

Herausforderungen hilft es wenig, 

hochemotionalisierte Diskussionen über das Fällen 

einzelner Bäume zu führen. Wirklich nachhaltig sind 

nur umfassende Ansätze, die auch wirtschaftliche 

und globale Zusammenhänge mit einbeziehen. 

 

 

 

 

 

| Aus dem Arbeitskreis | 

Arbeitskreis Landwirtschaft – Wildessen- 

schwäbisch, lecker und regional 

 

Zusammen schwäbisch, lecker und regional - 

unter diesem Motto haben Sarah Schweizer 

MdL, Ralf Nentwich MdL und ich den 

Arbeitskreis „Ernährung, Ländlicher Raum und 

Verbraucherschutz“ der CDU-Landtagsfraktion 

der Fraktion Bündnis 90/Grüne wie auch Minister 

Peter Hauk MdL zu einem gemeinsamen 

Wildessen eingeladen. 

Für frische Wildschweinkeule hat Sarah 

Schweizer gesorgt, dazu gab es 

selbstgeschabte Spätzle von Ralf Nentwich und 

einen köstlichen Kartoffel-Salat von mir und ein 

gutes Glas Wein vom Weingut Reinhold Pix 

MdL. 

Unsere heimische Landwirtschaft und die 

Jägerschaft bieten uns täglich einen reich 

gedeckten Tisch mit besten, hochwertigsten 

Produkten. Das können wir nicht oft genug 

wertschätzen!  

 



 
  
 
 
 
 
 

 

| Aus der Fraktion | 

Zeichen setzen gegen Antisemitismus!  

 

Als CDU-Landtagsfraktion schauen wir nicht 

weg, wir schauen hin. Die BDS-Bewegung ist 

eine international agierende, antizionistische 

und antisemitische Gruppierung von Menschen, 

die offiziell das Existenzrecht des Staates Israel 

in Frage stellt. 

Gemeinsam mit dem Beauftragten der 

Landesregierung gegen Antisemitismus Dr. 

Michael Blume und den Israelitischen 

Religionsgemeinschaften Baden und 

Württemberg hat die CDU-Landtagsfraktion 

deshalb eine Online-Resolution ins Leben 

gerufen, mit der sie sich klar gegen jede Form 

des Antisemitismus und für die Unantastbarkeit 

des Existenzrechtes des Staates Israel einsetzt. 

Jetzt klare Kante gegen Antisemitismus 

zeigen: https://bds-resolution.de 

 

 

| Aus den Auschüssen | 

Stellungnahme zur Pflanzenschutzrichtlinie 

 

Der Vorsitzende des Arbeitskreises für 

Ernährung, Ländlicher Raum und 

Verbraucherschutz in der CDU-

Landtagsfraktion, Klaus Burger MdL, sagt zu 

den im Landwirtschaftsausschuss erörterten 

Plänen der EU-Kommission für die Richtlinie 

„Sustainable Use Regulation (SUR)“: „Der CDU 

Landtagsfraktion ist es wichtig, dass in Brüssel 

den besonderen Rahmenbedingungen Baden-

Württembergs Rechnung getragen wird. Die 

Bewirtschaftung der kleinteiligen 

landwirtschaftlichen Nutzflächen in Baden- 

Württemberg dient bereits der Artenvielfalt und 

der Biodiversität. Die europäische 

Staatengemeinschaft kennt die Vielzahl 

verschiedener Schutzgebietskulissen, wie z. B. 

FFH-Gebiete, Vogel- Wasser-, Nitrat-, Natur- 

und Landschaftsschutzgebiete nicht. Steigende 

Verbote des Einsatzes von Pflanzenschutz und 

Düngung würden die Betriebsaufgabe von 

gerade kleinen landwirtschaftlichen Betrieben 

zur Folge haben und zudem auch eine 

Reduktion von Artenvielfalt und Klimaschutz 

bedeuten. Daher lehnen wir die Pläne der EU ab, 

zumal wir mit dem 

Biodiversitätsstärkungsgesetz eine gelungene  



 
  
 
 
 
 
 

 

Regelung zur Reduktion des 

Pflanzenschutzeinsatzes haben.“ 

  

| Aus der Fraktion | 

 

Klaus Burger MdL: 
Ehrenamt und Vereine entlasten, Bürokratie abbauen! 
 
Viele Vereine sehen sich durch zunehmende 

Auflagen und Vorschriften bei der Organisation 

von Veranstaltungen stark belastet. Deshalb 

schlägt die CDU-Landtagsfraktion 

Erleichterungen bei Vereinsfesten vor. Sie sieht 

es als eine fortwährende und wichtige Aufgabe, 

das Ehrenamt attraktiv zu halten und angesichts 

der zunehmenden Auflagen und Vorschriften 

überhaupt zu ermöglichen. 

 

Baden-Württemberg ist das Land mit dem 

höchsten Anteil an ehrenamtlich Engagierten. 

Mit 46,1 Prozent liegt die Quote der freiwillig 

Engagierten deutlich über der anderer Länder. 

Dieses beeindruckende Engagement muss 

erhalten bleiben und darf nicht durch 

Überregulierung erstickt werden.  

 

 

 

Der Sigmaringer Landtagsabgeordnete Klaus 

Burger fordert deshalb: „Wir brauchen mehr 

Pragmatismus und den gesunden 

Menschenverstand, um das Ehrenamt lebendig 

zu halten.“ 

 

Um die derzeit vorgeschriebenen Auflagen und 

Vorschriften für Sicherheitsvorkehrungen bei 

Veranstaltungen für alle Vereine auf ein 

vernünftiges Maß zurückzuführen, soll nach 

Vorstellung der CDU-Landtagsfraktion die 

erfolgreiche Initiative „Runder Tisch Fastnacht" 

unter Beteiligung der betroffenen Ressorts zu 

einem „Runder Tisch Vereine“ fortentwickelt 

werden. 

 

Burger benennt für den Runden Tische konkrete 

Themen, die angegangen werden müssen: „Die 

enormen Kosten und Haftungsfragen im 

Rahmen von Straßenfesten sollten dringend 

angesprochen werden. Hier sollten wir die 

Kostenlast für die Vereine verringern und 

haftungsrechtliche Ansprüche gegenüber 

ehrenamtlich Tätigen deutlich einschränken.“ 

 

Klaus Burger betont, dass das Ehrenamt ein 

wesentlicher Teil des Fundaments der 

Erfolgsgeschichte Baden-Württembergs ist: „Es 

ist eine fortwährende und immens wichtige 

Aufgabe, das Ehrenamt attraktiv zu halten und 

zu fördern. Ein ‚Runder Tisch Vereine‘ kann 

dazu beitragen, dass die Arbeit der 

Ehrenamtlichen weiterhin mit Freude und Erfolg 

geleistet werden kann.“ 

 



 
  
 
 
 
 
 

 

| Aus den Ausschüssen | 

Austausch mit der Ministerin für 

Landesentwicklung und Wohnen 

 
 
Der Sigmaringer Landtagsabgeordnete Klaus 

Burger (CDU) hat vor kurzem Bauunternehmer 

der Region zu einem Austausch mit der 

Ministerin für Landesentwicklung und Wohnen, 

Nicole Razavi, nach Bad Saulgau eingeladen. 

Im Gespräch, an dem auch Landrätin Bürkle 

teilnahm, wurden die Herausforderungen im 

Hinblick auf die Fortschreibung des 

Landesentwicklungsplans, knapper Wohnraum, 

klimagerechtes Bauen, Ressourcenschonung 

Rohstoffrecycling, Verfahrensbeschleunigung 

und die Herausforderungen des ökologischen 

Bauens beleuchtet.  

 

Klaus Burger betonte in seiner Einführung, 

Ministerin Razavi sei es gelungen, das 

Ministerium Landesentwicklung und Wohnen 

innerhalb kurzer Zeit aus dem Nichts 

aufzubauen. Die Idee, hier die Kräfte zu bündeln, 

würden nun von anderen nachgemacht.  

 

 

 

 

Nicole Razavi betonte, das Thema „bezahlbares 

Wohnen“ sei eine große Herausforderung. Das 

Land habe hier das Landeswohnraumprogramm 

aufgelegt. Der neue Landesentwicklungsplan 

brauche Zeit. Fehlendes Baumaterial, steigende 

Energiepreise aber auch der Fachkräftemangel 

hätten dazu geführt, dass die Nachfrage derzeit 

rückläufig sei. Gleichzeitig sei die würdevolle 

Unterbringung beispielsweise der Menschen 

aus der Ukraine eine große Herausforderung. 

„Der Druck auf den Wohnungsmarkt steigt 

immens“, sagte Razavi. Gleichzeitig sieht sie in 

der derzeitigen Krise auch die Chance, sich in 

Zukunft wieder mehr auf Wesentliches zu 

konzentrieren. „Wir müssen Anreize für 

nachhaltiges, energetisch sinnvolles Bauen 

setzen und trotzdem dafür sorgen, dass das 

Bauen bezahlbar bleibt“, so die Ministerin. 

Wichtig sei ihr, dass das Baurecht das Bauen 

ermögliche und es nicht verhindere.  

 

Razavi erinnerte daran, wie das Aussetzen der 

KfW-Förderung jungen Familien quasi über das 

Wochenende vor dem Kopf gestoßen habe, die  



 
  
 
 
 
 
 

 

 

mit einer Förderung gerechnet haben. „Denen ist 

von heute auf morgen die Finanzierung 

geplatzt“, so Razavi. Die Verunsicherung sei 

derzeit riesig – auch was das Heizen anbelangt. 

Anstatt einseitig auf den Einbau von 

Wärmepumpen zu setzen plädiert die Ministerin 

für Technologieoffenheit. „Wir als Land tun, was 

wir können. So haben wir die 

Landeswohnraumförderung mit einem Betrag 

von 1 Milliarde Euro ausgestattet. Das ist das 14-

fache der Mittel aus den Jahren 2013/14.“ Ein 

wichtiges Anliegen sei ihr auch das Thema 

Planungsbeschleunigung. Es gelte nun die LBO 

wie auch das Landesplanungsgesetz zu 

entschlacken.  

 

In der Diskussion mit den Bauunternehmern 

wurde unter anderem das Thema Bürokratie 

beanstandet. Sanierungsanträge würden nicht 

bearbeitet, was zu Leerständen führe. Die 

Probleme seien klar und richtig benannt worden, 

nun müsse die Politik sie auch angehen und 

lösen. Bezahlbarer Wohnraum für junge 

Familien sei ein wichtiger Standortfaktor, so die 

Bauunternehmer. Dies gerade auch vor dem 

Hintergrund des Fachkräftemangels. Hier 

brauche es verlässliche Förderprogramme, die 

auch sozialen Wohnraum im Bestand als Säule 

für „Mitarbeiterwohnen“ entsprechend zulasse.  

 

Klaus Burger, der selbst Mitglied im Ausschuss 

für Landesentwicklung und Wohnen ist, gab sich 

zuversichtlich, dass die Themen bei Ministerin 

Razavi in besten Händen seien und versprach  

 

 

auch, selbst nicht nachzulassen und weiterhin 

Ansprechpartner für die Bauunternehmen im 

Kreis zu sein.  

 
 
| Aus den Ausschüssen | 

Bauministerin Nicole Razavi zu Besuch bei 

Firma Reisch in Bad Saulgau 

 

Auf Einladung des Sigmaringer 

Landtagsabgeordneten Klaus Burger besuchte 

die baden-württembergische Ministerin für 

Landesentwicklung und Wohnen kürzlich die Fa. 

Reisch in Bad Saulgau. „Ein echter 

Innovationsbetrieb“, wie Burger bei seiner 

Begrüßung sagte.  

 

Die Brüder Hans-Jörg und Andreas Reisch 

stellten der Ministerin zunächst das 

Unternehmen vor und teilten Ihr anschließend 

ihren Erfahrungen im Bereich des Planen und 

Bauens für die öffentliche Hand mit. Vorgestellt 

wurden hierzu verschiedene Projekte wie etwa 

das Esslinger Landratsamt in Plochingen, 

mehreren Schulen oder auch das allseits 

beachtete Münchner Volkstheater, ein Haus mit  



 
  
 
 
 
 
 

 

 

drei Spielstätten, Gastronomie, Werkstätten, 

modernster Bühnentechnik und vielem mehr. 

 

In ihrem Firmenverbund bildet die Georg Reisch 

GmbH & Co. KG den kompletten Immobilien-

Zyklus ab: Projektentwicklung, 

Bauunternehmen, Gebäudemanagement. Die 

beiden Brüder vereint die Leidenschaft für gute 

Architektur in Verbindung mit wirtschaftlicher 

Planung und Umsetzung, die dabei die 

Werthaltigkeit nicht außer Acht lässt. Mit diesem 

und anderen stimmigen Konzepten erobert die 

Firma ein immer größer werdendes Terrain.  

 

Hans-Jörg Reisch gab zunächst seiner Freude 

Ausdruck, dass es mit Nicole Razavi an der 

Spitze nun endlich wieder ein echtes 

Bauministerium im Land gäbe. Er betonte, die 

Philosophie der Firma Reisch sei es, „etwas zu 

hinterlassen. Etwas, das einen echten Mehrwert 

darstellt“. Ressourcenschonendes Bauen sei 

der Firma Reisch ein besonderes Anliegen. Im 

Gespräch mit Hans-Jörg und Andreas Reisch 

wurde deutlich, dass sich das Unternehmen 

mehr als nur Gedanken über recycelte 

Baumaterialien macht. Die 

Projektverantwortlichen Sebastian Geiger und 

Jochen Löw stellten in diesem Zusammenhang 

das Projekt „Vinzenz Areal in Wangen im Allgäu“ 

vor.  

 

Das Unternehmen Reisch setzt bei diesem 

Projekt durch lokales Urban Mining eine 

vollständige Kreislaufwirtschaft um. „Die  

 

Betonabfälle werden nicht, wie beim 

sogenannten „Downcycling“ nur minderwertig 

weiterverarbeitet, wie beispielsweise im 

Straßenbau, sondern wieder hochwertig für den 

Wohnbau aufbereitet“, erläuterte Andreas 

Reisch. So wird zum Beispiel in Wangen 

Recycling-Estrich mit einem Recycling-Anteil 

von 70 Prozent im Bau verwendet. 

Das eigene Betonwerk der Firma Reisch freut 

sich über das CSC-Zertifikat für nachhaltig 

produzierten Beton. Mit dem neuen, auf 

Sonderbetone ausgelegten und spezialisierten 

Betonwerk will das Unternehmen die Forschung 

und Entwicklung von nachhaltigen Betonen 

weiter unterstützen. Außerdem könnten durch 

den klugen Einsatz von Betonen generell und die 

Verwendung von sekundären Materialien, 

Emissionseinsparungen maßgeblich gesteigert 

werden. 

 

Elmar Hasler und Stefan Corona stellten der 

Ministerin den Lösungsansatz „2226“ der 

weltweit tätigen Architekten 

Baumschläger/Eberle vor, welcher seinen 

Ursprung in Lustenau in Österreich hat. „2226“ 

setzt darauf, einen Ort klimatisch zu analysieren 

und dabei die Wärmespeicherkapazität des 

Hauses zu berücksichtigen. Beim Gebäude 

selbst wird auf eine Architektur, die den 

bauphysikalischen Gesetzmäßigkeiten folgt, 

geachtet. Das heißt maßgeblich für das Haus 

sind massive Baukörper und deren thermischer 

Speicherfähigkeit sowie 

temperaturausgleichende Materialien und  



 
  
 
 
 
 
 

 

 

Oberflächen. Zudem sind auch die Menschen, 

die das Haus bewohnen, Teil der Berechnung, 

da sie zusammen mit Geräten und Beleuchtung 

ebenfalls als Wärmequelle dienen. Das 2226 

Operating System, eine intelligente 

Gebäudesteuerung, regelt die Temperatur, den 

CO2-Gehalt und Luftfeuchtigkeit über 

Lüftungsklappen automatisch. Als Ergebnis 

entstehen Gebäude ohne „Heizung“. 

 

Die Firma GSW aus Sigmaringen wählte diesen 

Ansatz für ein Projekt in Sigmaringendorf. 

„Allerdings passt ein derartiger Standard bisher 

nicht in das Landeswohnraumförderprogramm 

und ist als Befreiungstatbestand nicht im 

Gebäudeenergiegesetz anerkannt“, so GSW-

Geschäftsführer Roy Lilienthal. Hier müsse 

nachgebessert werden.  

 

Bauministerin Nicole Razavi lud das Team 

Reisch zu einer Fortführung der Gespräche nach 

Stuttgart ein, um hier nach 

Lösungsmöglichkeiten zu suchen. Insgesamt 

zeigte sich die Ministerin mehr als beeindruckt. 

„Ich bin fasziniert von dem Pioniergeist, der hier 

im Hause Reisch vorherrscht“, sagte Razavi. 

„Hier geht es um weit mehr als nur darum, 

Gebäude zu errichten. Quartiersentwicklung, 

Lebensdauer der Gebäude, Einbindung in die 

Infrastruktur, ökologische Notwendigkeiten – all 

dies wird im Unternehmen berücksichtigt.“ Der 

Landtagsabgeordnete Klaus Burger war 

dankbar, dass die Gespräche in Stuttgart 

weitergeführt werden sollen. „Ich freue mich,  

 

 

dass unser heutiges Treffen nur der erste 

„Aufschlag“ war, um Ministerium und 

Unternehmen zusammenzubringen“, so Burger 

abschließend.  

 

 

 

   |  Aus den Verbänden | 

Die Ampel – Koalition im Bund hat nach 

Verhandlungen im Koalitionsausschuss 

vermeintliche Ergebnisse erzielt. Lesen Sie 

hierzu das von der CDU/CSU erstellte BLITZ-

BRIEFING: ERGEBNISSE DES 

KOALITIONSAUSSCHUSSES im Anhang 

(PDF). 

    

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  
 
 
 
 
 

 Burger beim Bürger 


